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Matteo Salvini Der scharfe Populist will Chef der Rechten in Italien sein.
In seinem Erfolg spiegelt sich die Niederlage von Silvio Berlusconi. Oliver Meiler

Ein sprechender Bulldozer
Seit einigen Jahren gibt es kein Entkom­
men mehr, alles Zappen bringt nichts:
Irgendwo taucht Matteo Salvini immer
auf, jeden Abend. Oft zur Primetime in
einer der vielen Talkshows. Seine tiefe,
sonore Stimme ist unverkennbar. Auch
sein Diskurs ist anders: scharf und bös.
Ein sprechender Bulldozer. Meist wird
der 43 Jahre alte Mailänder Chef der
rechtspopulistischen Lega zugeschal­
tet, weil er gerade unterwegs ist. Kein
italienischer Politiker reist mehr als
Salvini. Den Stiefel rauf und runter,
unablässig. Am selben Tag in Genua,
Turin und dann in Bari. In Gemüse­
märkten, vor Fabrikhallen, in Flücht­
lingsheimen. Ganz gern zeigt er sich
auch daheim bei Menschen, die Opfer
von Gewalt wurden, als Anwalt der Ver­
gessenen. Für die Berichterstattung
sorgt der frühere Journalist selbst, und
zwar in den sozialen Medien. Das
kostet nichts. Salvini ist ein Star im
Netz, er twittert und postet meist vor
allen anderen, über alles.

So wurde er gross, und mit ihm
seine Partei. So gross wie jetzt war sie
noch nie. Fast 18 Prozent der Stimmen
gewann die Lega. Salvini gehört zu den
Siegern der Parlamentswahlen. In sei­
nem Erfolg spiegelt sich die Niederlage
von Silvio Berlusconi und dessen Forza
Italia. Zum ersten Mal in der Ge­
schichte der modernen italienischen
Rechten, dem Artefakt von Berlusconi,
ist nicht mehr der Medienunternehmer
der Padrone im Haus, sondern eben er:
Matteo Salvini. Als er die Partei, die
einst von Umberto Bossi gegründet
worden war, 2013 übernahm, hiess die
Lega noch Lega Nord und stand bei
4 Prozent. Sie nährte sich an nordita­

lienischen Mythen und Legenden. Mit
Salvini endete die sezessionistische
Phase. Der Norden war ihm zu eng, er
wollte national spielen – und nationa­
listisch. Salvini operierte die Lega um
in einen italienischen Klon von Marine
Le Pens Front National. Unlängst op­
ferte er auch das «Nord» im Parteina­
men. Die Lega ist nun eine klassische
Rechtsaussenpartei. Salvini macht vor
allem Stimmen mit seiner harten Hal­
tung gegenüber Migranten, die er «Ille­
gale» nennt. Oder «Klandestine». Er
sagte schon, er werde «alle 600000»
aus dem Land weisen – «10000 jeden
Tag». Natürlich ist das nur schon des­
halb unmöglich, weil Italien lediglich
mit vier Ländern überhaupt Rücknah­

meabkommen abgeschlossen hat. Doch
das kümmert ihn nicht. Zu Zeiten Bos­
sis war die Lega zwar nicht freundlich
mit Fremden. Doch sie war antifaschis­
tisch. Bossi nannte die Faschisten
«Schweine». Salvini sagt lieber «ra­
gazzi», Jungs.

Bis vor einigen Jahren war er immer
«der andere Matteo» gewesen: gleich
alt wie Matteo Renzi, mit ähnlich
grossem Ego, aber politisch viel klei­
ner. Nun hat Salvinis Lega beinahe
Renzis Partito Democratico eingeholt.
Er versteht sich jetzt als Chef der
gesamten italienischen Rechten, als An­
wärter auf die Nachfolge von Berlu­
sconi. Es ist eine andere Rechte, eine
harte und schnoddrige.

Kein italienischer Politiker reist mehr als Matteo Salvini. Foto: Daniel Dal Zennaro (EPA

Wer Millionen erschleicht,
verfälscht den Markt
Post und SBB waren einst der Stolz der
Nation, nun blättert der Lack ab. Warum
muss die Post überhaupt Gewinne ablie­
fern? Sie sollte ein ganz normaler Dienst­
leistungsbetrieb sein. Aber eben, wenn
Chefbeamten Boni winken, dann kommt
man auf dumme Gedanken, man wird
zum Betrüger. Warum werden nebst
einem satten Gehalt und bester Pen­
sionskasse überhaupt Boni ausbezahlt?

Chefbeamte können sogar früher in den
Ruhestand treten. Alle internen Kontrol­
len haben versagt, und der KPMG wur­
den wohlwissend nur ganz klar defi­
nierte Aufgaben übertragen. Gegen eine
halbe Million Belege wurden rechtswid­
rig verbucht. Postauto Schweiz macht
der Privatwirtschaft Konkurrenz mit Bil­
ligangeboten: Man kann billiger offerie­
ren, wenn man Millionen erschleicht
und das Ergebnis schönt.

Peter Jost, Belpberg

Leserbrief Skandal bei Postauto Schweiz,
diverse Artikel im «Bund»

Tribüne Nach dem Postauto-Skandal wird eine neue
Aufsichtsbehörde gefordert. Doch wie viel Aufsicht
ist nötig? Andreas Lienhard und Claudia Höchner

Ein Systemversagen
liegt nicht vor
Öffentliche Unternehmen verfügen
wesensgemäss über Autonomie hin­
sichtlich Organisation und Aufgaben­
erfüllung. Autonomie heisst indessen
nicht, dass die öffentlichen Unterneh­
men Narrenfreiheit besitzen. Und eine
wesentliche Konsequenz der einge­
räumten Autonomie sind funktionie­
rende Aufsichtsmechanismen. Bezüg­
lich der öffentlichen Infrastruktur­
unternehmen des Bundes (SBB, Post,
Swisscom) bestehen zahlreiche Auf­
sichtsbehörden. Zu nennen sind die
unternehmensinternen Stellen, also
die Geschäfts­ und Konzernleitung, der
Verwaltungsrat mit allenfalls vom Bund
entsandten instruierbaren Vertretern
sowie die Revisionsstellen.

Hinzu kommt die Aufsicht durch die
Verwaltung: So überprüfen die Eidge­
nössische Finanzverwaltung bzw. das
Uvek als Fachdepartement zuhanden
des Bundesrates die Einhaltung der
eignerstrategischen Ziele bezüglich
Unternehmensentwicklung und Tätig­
keitsschwerpunkten. Der Bundesrat
genehmigt den Geschäftsbericht und
die Jahresrechnung. Die Fachämter wie
das Bundesamt für Verkehr überprüfen
die Einhaltung der Sachgesetzgebung
und des Subventionsrechts.

Darüber hinaus gibt es verwaltungs­
unabhängige Regulierungsbehörden
(beispielsweise PostCom), welche die
Grundversorgung beaufsichtigen, die
Einhaltung damit einhergehender
Vorgaben gewährleisten und teilweise
als Konzessionsbehörde agieren.
Überdies sind mit der Wettbewerbs­
kommission (Weko) sowie der Preis­
überwachung besondere Marktauf­
sichtsbehörden vorhanden, welche
einen fairen Wettbewerb sicherstellen
bzw. eine missbräuchliche Preisent­
wicklung verhindern sollen.

Checks and Balances
Zusätzlich zu dieser Verwaltungs­
aufsicht besteht die parlamentarische
Oberaufsicht, welche mit den Ge­
schäftsprüfungskommissionen und
den Finanzkommissionen überprüft,
ob der Bundesrat seine Aufsichts­
pflichten über die öffentlichen Unter­
nehmen wahrnimmt. Das Parlament
kann sich dabei durch die Parlamenta­
rische Verwaltungskontrolle unterstüt­
zen lassen. Die Oberaufsicht wie auch
die Verwaltungsaufsicht werden durch
die Eidgenössische Finanzkontrolle
verstärkt, die als unabhängige Auf­
sichtsbehörde auch eigenständig
Untersuchungen durchführen kann.
Die unterschiedlichen Aufsichts­

behörden widerspiegeln dabei einen
gewollten Mechanismus im Sinne von
Checks and Balances. Es besteht
mithin ein ausgeklügeltes System der
Public Corporate Governance, wie es
auch der Bundesrat in seinem Bericht
umschreibt. Dieses entspricht in
weiten Teilen den Empfehlungen der
OECD.

Mechanismen überdenken
Dass es allerdings offenbar mehrere
Jahre brauchte, bis die angeblichen
Ungereimtheiten in Millionenhöhe bei
der Postauto Schweiz AG ans Tageslicht
kamen, macht hellhörig. In Anbetracht
dieser Vorfälle sind die Aufsichtsmecha­
nismen zu überdenken. Dazu gehört
insbesondere auch die Überprüfung der
Zuständigkeiten und Schnittstellen der
einzelnen mit der Aufsicht betrauten
Stellen. Überschneidungen von Verant­
wortungsbereichen sind ebenso zu
vermeiden wie Verantwortungslücken.

Auch bezüglich der Reichweite der
Beaufsichtigung besteht nicht immer
Einigkeit zwischen den verschiedenen
Beteiligten. Im Rampenlicht zeigt sich
zweifellos der potenzielle Interessen­
konflikt des Bundes hinsichtlich seiner
Rolle als Eigner der öffentlichen Unter­
nehmen und seiner Rolle als Gewähr­
leister der Aufgabenerfüllung.

Ob die diesbezügliche Funktions­
teilung zwischen Finanzdepartement
und Uvek bereits der Weisheit letzter
Schluss ist, bedarf nun einer sorgfälti­
gen Abklärung. Die OECD tendiert in
ihren Leitlinien jedenfalls in Richtung
einer noch weitergehenden Rollen­
entflechtung. Wichtig scheint überdies
auch die Überprüfung, ob die verschie­
denen mit Aufsichtsaufgaben betrauten
Stellen über die dafür notwendigen
Ressourcen verfügen.

Von einem eigentlichen Systemfeh­
ler oder einem Systemversagen zu
sprechen, scheint hingegen verfehlt.
Und gleich eine neue Aufsichtsbehörde
zu fordern, ist zu einfach. Vielleicht
werden die nun vorzunehmenden
Abklärungen sogar zum Schluss kom­
men, in einem modifizierten Aufsichts­
system auf eine der Aufsichtsbehörden
zu verzichten.

Professor Andreas Lienhard ist Ordina-
rius für Staats- und Verwaltungsrecht am
Kompetenzzentrum für Public Manage-
ment und am Institut für öffentliches
Recht der Universität Bern.
Claudia Höchner ist Doktorandin am
Kompetenzzentrum für Public Manage-
ment der Universität Bern.
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Wirtschaft Mark Branson
Bürgerliche Parlamentarierwollen
seine Finma zerlegen. 11

Die Standardhypothek werde
heute in der Regel von einer
Versicherung vergeben, heisst
es bei der EEK. Als Bank
müsse man sich im Tiefzins-
umfeld etwas einfallen lassen.

Mischa Stünzi

Die Immobilienpreise im Kanton Bern
sind in den letzten Jahren massiv gestie-
gen. Nicht nur im Raum Bern, wo Wohn-
eigentum seit 2007 gemäss Comparis um
rund 40 Prozent teurer wurde. Im Raum
Konolfingen betrug die Preissteigerung in
den letzten zehn Jahren sogar fast 50 Pro-
zent. Dadurch lassen sich Bernerinnen
und Berner aber nicht vom Immobilien-
kauf abhalten. Zumindest bei der Bank
EEK spürte man 2017 eine «grosse Nach-
frage nach Finanzierungen im Raum
Bern», wie Direktor Daniel Pfanner sagt.

Gestiegen sei aber nicht etwa die
Nachfrage nach 08/15-Hypotheken,

führt Pfanner aus. Die Standardfinanzie-
rungen würden heute im umkämpften
Markt vornehmlich von Versicherungen
und Pensionskassen übernommen – zu
Zinskonditionen, mit denen die Banken
in der Regel nicht mithalten könnten.
Mit den gestiegenen Immobilienpreisen
sei aber auch der Bedarf nach Beratung
gestiegen, so der EEK-Chef. Für viele
Leute sei Wohneigentum nicht mehr ein-
fach so erschwinglich. Oft brauche es die
Kreativität des Beraters, um eine Finan-
zierung zu ermöglichen.

Tragbarkeit neu berechnet
Was Kreativität bei einer Hypothek kon-
kret bedeutet, erklärt Pfanner an zwei
Beispielen: Bei vermögenden Kunden im
Rentenalter kann die Bank als Einkom-
men nicht nur die Rente und die Kapital-
erträge berücksichtigen, sondern zusätz-
lich den Vermögensverzehr. Damit er-
reicht sie eine bessere Tragbarkeit.

Zudem wendet die EEK manchmal
ein Modell an, das die Raiffeisen-Ba++nk
schweizweit bekannt gemacht hat.

Raiffeisen-Chef Patrik Gisel schlug vor,
für die Tragbarkeit einer Fixhypothek
nicht mehr mit historischen Zinsen von
4,5 oder 5 Prozent zu rechnen, sondern
mit dem tatsächlichen Sätzen. Dafür
würde die Bank dann höhere Amortisa-
tionen verlangen, welche in der Berech-
nung ebenfalls berücksichtigt würden.
Die Aufsichtsbehörden wollten nichts
davon wissen, dass eine grosse Bank wie
die Raiffeisen mit solch kreativen Me-
thoden den Markt weiter anheizen
könnte. Bei kleinen Banken toleriert sie
das Modell dagegen.

Beratung schütze die Bank EEK aber
nicht vor dem Preiswettbewerb, sagt
Pfanner. «Die Kunden sind nicht bereit,
dafür mehr zu bezahlen. Unser Ziel ist es
aber nicht, immer die Günstigsten zu
sein.» Laut Pfanner konnte die EEK die
sinkende Marge mit zusätzlichem Volu-
men wettmachen. Deshalb gehe das Ge-
schäft immer noch auf. 2017 hat die
Bankmit Sitz in der Stadt Bern die Hypo-
thekarforderungen um 4,3 Prozent auf
1,1 Milliarden Franken ausgedehnt.

Insgesamt wuchs die Bilanzsumme
um 3,1 Prozent auf 1,5 Milliarden Fran-
ken. Nur um 2,2 Prozent legten die Kun-
dengelder zu. Hier habe die Bank be-
wusst gebremst. Geld, das nur kurzfris-
tig bei der EEK parkiert werden soll, um
Negativzinsen bei einer anderen Bank zu
vermeiden, sei nicht unbedingt willkom-
men. Pfanner nennt solches Geld Flug-
sand. Wenn es trotzdem überwiesen
wird, kontaktiert die Bank den Kunden
und klärt ab, ob er die Summe nicht an-
legen möchte. Möchte er das Geld bar
behalten, fordert ihn die EEK zuerst auf,
den Betrag bei einem anderen Institut
zu parkieren. Kommt er dem nicht nach,
verrechnet ihm die Bank eine Gebühr.

Unter dem Strich hat die Genossen-
schaft im Zinsgeschäft zwar etwas weni-
ger eingenommen als vor einem Jahr.
Dafür konnte sie bei den Finanzanlagen,
im Immobiliengeschäft und bei den Ge-
bühren und Kommissionen zulegen. Der
Reingewinn stieg deshalb um 11 Prozent
auf 8,3 Millionen Franken, die Zahl der
Mitarbeitenden von 40 auf 42.

Kreative Beratung schützt nicht vor Preisdruck

Das Lysser Industrieunternehmen Fein-
tool profitiert vomWachstum in der glo-
balen Autoindustrie: Es hat 2017 den Um-
satz um 10,9 Prozent auf 612,3 Millionen
Franken gesteigert. Der Reingewinn fiel
wegen eines Sondereffekts aber tiefer
aus als im Vorjahr, wie das Unternehmen
gestern mitteilte. Unter dem Strich ver-
diente Feintool im vergangenen Jahr
27,7 Millionen Franken – das ist ein Rück-
gang um 13,5 Prozent. Eine Anpassung
des Reglements der schweizerischen Per-
sonalvorsorgeeinrichtung ergebe einen
negativen Einmaleffekt von 5,5Millionen
Franken. Das Segment System Parts, in
dem Feintool serienmässig Bauteile pro-
duziert, trug mit einem Umsatz von
547,4 Millionen Franken rund 90 Prozent
zumGesamtumsatz bei. Leicht rückläufig
war der Umsatz des Maschinensegments
Fineblanking Technology, und zwar um
1,4 Prozent auf 91,4 Millionen Franken.
Für das laufende Jahr erwartet Feintool
einen Umsatz von 630 bis 650 Millionen
und eine Ebit-Marge von 7,5 bis 8 Prozent,
nach 7,6 Prozent im letzten Jahr. (sda)

Feintool steigert
den Umsatz

Konsumenten shoppen
verstärkt im Internet. Dort
sind Käufe weniger spontan

Erich Bürgler

Vom erfolgsverwöhnten Schokoladen-
hersteller Lindt&Sprüngli kamen bei der
Präsentation der Jahreszahlen unge-
wohnte Töne. «Nein, wir sind nicht zu-
frieden», sagte Unternehmenschef Dieter
Weisskopf. Dabei sprach er vom US-Ge-
schäft. Lange konnte Lindt in Nordame-
rika eine Erfolgsgeschichte erzählen.
Doch zuletzt war dort die Schokolade des
Unternehmens weniger gefragt. Der Um-
satz schrumpfte im vergangenen Jahr in
Nordamerika um 1,6 Prozent.

Die USA sind mit über einem Drittel
des Konzernumsatzes ein wichtiger
Markt, und Lindt kämpft dort gleich mit
mehreren Problemen. Einerseits kommt
Russell Stover nicht vom Fleck. Den US-
Hersteller, dessen Pralinés einst Forrest
Gump im gleichnamigen Film ass, kaufte
Lindt 2014. Es war die grösste Über-
nahme der Unternehmensgeschichte.
Der Erfolg blieb bisher aus.

Doch auch mit Lindt-Schokolade
konnte das Unternehmen in den USA zu-
letzt nur leicht wachsen. Das Problem: Es
kommen weniger Kunden in die Waren-
häuser und Drogeriemärkte. Beides sind
wichtige Absatzkanäle von Lindt. Statt im
Laden kaufen viele lieber online ein.
«Amazon und andere Onlineanbieter
sind eine Herausforderung für unsere
Partner im Handel», sagte Weisskopf.

Den Zuckergehalt reduzieren
Der Erfolg des Onlineriesen wird zum
Problem für Lindt. Denn Amazon ver-
kauft mittlerweile auch rezeptfreie Medi-
kamente. Und in den US-Drogerieketten,
die ein breites Sortiment an Nahrungs-
mitteln anbieten, haben viele Kunden
nach demKauf vonMedikamenten spon-
tan auch noch zur Schokolade gegriffen.
Solche Impulskäufe fallen weg, wenn der
Einkauf online erfolgt. Da hilft es auch
nichts, dass die Schokolade von Lindt auf
Amazon zu haben ist. Das Kaufverhalten
im Internet ist gezielter als im Laden.

Lindt will in den USA nun Gegen-
steuer geben. Bei der Logistik plant das
Unternehmen, die Kosten zu senken, um
damit mehr Geld für Werbung im Fern-
sehen und im Internet ausgeben zu kön-
nen. Zudem soll die Ware in den Läden
attraktiver präsentiert werden. Für Rus-
sell Stover setzt man auf neue Verpa-
ckungen und Anpassungen der Rezeptu-
ren. Lindt forscht etwa an neuen Mög-
lichkeiten, den Zuckergehalt zu reduzie-
ren. Den Geschmack dürfe die gesün-
dere Rezeptur aber nicht beeinträchti-
gen. «Bis jetzt haben wir das noch nicht
geschafft», räumte Weisskopf ein.

Amazon macht
Lindt & Sprüngli
Sorgen

Jon Mettler

Einmal mehr haben die Strahlengegner
die mächtigen Lobbyisten der Schweizer
Mobilfunkanbieter ausgestochen. Knapp
lehnte es der Ständerat am Montag ab,
die Strahlenschutzwerte für Mobilfunk-
antennen zu lockern. Die kleine Kam-
mer stimmte gegen eine entsprechende
Motion. Bereits im Dezember 2016 hatte
der Ständerat einen ähnlichen Vorstoss
aus dem Nationalrat knapp abgelehnt.
Die Lockerung der Grenzwerte beim
Strahlenschutz gilt als Voraussetzung
dafür, dass die Mobilfunkanbieter das
neue 5G-Netz rasch aufziehen können.

Wie die gut organisierten Strahlen-
gegner den Ständerat erneut von ihrem
Anliegen überzeugen konnten, liess Gé-
raldine Savary (SP, VD) in der Debatte
vom Montag durchblicken: «Wir haben
Hunderte Briefe von Personen erhalten,
die schon heute unter nicht ionisieren-
der Strahlung leiden. Diese Leute leben
in unserem Gebiet, und wir müssen ihre
Anliegen berücksichtigen.»

Pläne überdenken
Die Schweizer Mobilfunkanbieter hin-
gegen müssen nach dem Entscheid des
Ständerats ihre Pläne für 5G noch ein-
mal überdenken. Marktführer Swisscom
bestätigte zwar, am vorgezogenen Start
von 5G per Ende Jahr festzuhalten. Vor-
gesehen ist, das schnelle Netz punktuell
auszurollen. «Allerdings wird es jetzt
nicht mehr möglich sein, wie geplant bis
zum Jahr 2020 die Bevölkerung breit mit
dem neuen Mobilfunkstandard abzude-
cken», sagte Swisscom-Sprecher Armin
Schädeli. Der Staatskonzern mit seinen
6,6 Millionen Mobilfunkkunden hatte
bei der Bevölkerungsabdeckung ähnli-
cheWerte wie bei der aktuellen Spitzen-
technologie 4G ins Auge gefasst: über
99 Prozent bis in zwei Jahren. Weil nun
dafür mehr Antennenstandorte nötig
werden und die Baubewilligungen zeit-
aufwendig sind, rechnet die Swisscom
mit Verzögerungen. «Das 5G-Netz wird
lückenhaft sein, und das volle Potenzial
von 5G wird nicht genutzt werden kön-
nen», sagte Schädeli.

Heftig fällt die Reaktion bei Sunrise
aus, der Nummer zwei im Schweizer Mo-
bilfunkmarkt. Sunrise-Sprecher Rolf Zie-
bold sprach von einem «schwarzen Tag
für die Schweiz.Wir sind sehr enttäuscht
und haben auf den richtigen Entscheid
der Politik gehofft.» Der Ständerat habe
gegen neue Technologien entschieden.
Die Schweiz werde nicht oder nicht so
schnell wie in den übrigen Ländern in
den Genuss von all den neuen 5G-An-
wendungen kommen. Die Anbieter
müssten rund 15000 zusätzliche Anten-
nen in der Schweiz bauen, um eine

breite Abdeckung zu erreichen. «Wir
prüfen nun eingehend, wie stark sich
der Entscheid des Ständerats auf unsere
Einführungspläne für 5G auswirkt»,
sagte Ziebold. Sunrise-Chef Olaf Swan-
tee hatte angekündigt, das Unterneh-
men wolle im Jahr 2020 ein «starkes 5G-
Netz» haben. Mit Sunrise telefonieren
2,4 Millionen Kunden mobil.

5G-Funktionen eingeschränkt
Salt bedauert das Votum der kleinen
Kammer. «Dadurch wird die Weiterent-
wicklung unseres Netzes beeinträch-
tigt», sagte Salt-Sprecher Benjamin Pe-
trzilka. Die Nummer drei mit 1,2 Millio-
nen Kunden fordert weiterhin von der
Politik, dass sie die Grenzwerte für die
Strahlung von Handyantennen erhöht.
«Nur so kann 5G in der Schweiz sinnvoll
lanciert werden», sagte Petrzilka. Salt
hält ebenfalls an den Plänen zur Lancie-
rung des schnellen Mobilfunkstandards
in der Schweiz fest. Als Zeitpunkt ist das
Jahr 2020 vorgesehen.

«Beim Start von 5G ist aber von einer
eingeschränkten Funktionalität des Net-
zes auszugehen», sagte Petrzilka. Für
Nutzer bedeutet das eine geringere Ver-
fügbarkeit und tiefere Übertragungsge-

schwindigkeit, da die Antennen aufgrund
der strengen Grenzwerte nicht die volle
Sendeleistung für 5G abrufen können.

Weil der Strahlenschutz in einer Ver-
ordnung festgeschrieben ist, kann der
Bundesrat die Grenzwerte eigenmächtig
ändern. Dem Vernehmen nach verzich-
tet die Mobilfunkbranche darauf, direkt
bei der Landesregierung zu intervenie-
ren. Der Grund ist, dass sich die Anbie-
ter geringe Chancen für einen Allein-
gang des Bundesrats ausmalen. Doris
Leuthard hatte amMontag im Ständerat
angedeutet, den Entscheid der kleinen
Kammer zu respektieren. Mit Blick auf
die entsprechende Motion sagte die
Bundesrätin den Ständeräten: «Wenn
Sie das abweisen, werden wir das wei-
terhin in die Schublade legen.»

Branchenkenner sehen als winzige
Chance der Einflussnahme, dass die
Ausführungsbestimmungen der Verord-
nung angepasst werden. Beispielsweise
liesse sich das Messverfahren in der
Schweiz so abändern, dass die Grenz-
werte künstlich erhöht würden. Als
Massstab könnte das Ausland dienen:
Hierzulande gelten beim Strahlungs-
schutz feste Höchstwerte, in Europa hin-
gegen nur Durchschnittswerte.

Swisscom passt bei 5G den Zeitplan an
Der Ständerat hat entschieden, den strengen Strahlenschutz für Handyantennen nicht zu lockern.
Jetzt müssen die Mobilfunkanbieter bei der Lancierung des neuen 5G-Netzes über die Bücher gehen.

Wie gefährlich ist die Mobilfunkstrahlung? Passanten im Bahnhof. Foto: Ennio Leanza (Keystone)

Die Forschung weiss heute viel mehr über
die Risiken der Mobilfunkstrahlung als noch
vor zehn Jahren. Das sagte Umweltepide­
miologe Martin Röösli vom Schweizerischen
Tropen­ und Public­Health­Institut Basel
kürzlich in einem Interview mit dieser Zei­
tung. Unsicherheiten bleiben allerdings. Für
eine Krebswirkung gibt es weiterhin keine
Hinweise. Die Strahlen können jedoch
Hirnströme verändern und bei einer hohen
Belastung umkehrbare Genveränderungen
hervorrufen. Solche Effekte treten aber zum
Beispiel auch bei Stress oder Kaffeekonsum
auf. Eine gesundheitsschädigende Wirkung
konnte nicht nachgewiesen werden. Röösli
betont, dass die Belastung durch Basis­
antennen auch bei erhöhten Anlagegrenz­
werten klein sei: «Das Handy ist die wich­
tigste Strahlenquelle.» Ein dichtes
Antennennetz könne für die Gesamtbelas­
tung sogar vorteilhafter sein, weil das Handy
dann weniger Funkleistung brauche. Prak­
tisch keinen Einfluss haben WLAN­Modems.
Unbestritten ist, dass Handystrahlung eine
schädliche Wärmewirkung entfalten kann,
allerdings erst über den Grenzwerten. (fes)

Mobilfunk-Forschung
BesseresNetz senkt Belastung


